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Budgetpolitik weiterhin auf Sanierungskurs 
Bundesvoranschlag 2027/28 und Mittelfristiger Finanzrahmen 
2027 bis 2031 
Margit Schratzenstaller 

• Das Doppelbudget 2027/28 und der Finanzrahmen bis 2031 setzen weitere Konsolidierungsschritte. 

• Das gesamtstaatliche Maastricht-Defizit war 2025 mit 4,2% des BIP geringer als erwartet und soll ab 2028 
unter 3% gesenkt werden. 

• Das zweite Konsolidierungspaket 2027/28 soll 2028 ein Bruttokonsolidierungsvolumen von 5 Mrd. € 
erbringen; im Durchschnitt der Jahre 2027 bis 2031 entfallen knapp 72% auf einnahmenseitige 
Maßnahmen. 

• Etwa die Hälfte des Bruttokonsolidierungsvolumens fließt in die Finanzierung zusätzlicher 
Offensivmaßnahmen, deren Umfang von 0,6 Mrd. € (2027) auf 2,6 Mrd. € (2031) steigen soll. 

• Der Großteil der Offensivmaßnahmen von jährlich über 2,5 Mrd. € ab 2028 entfällt mit 2 Mrd. € auf die 
Senkung der Lohnnebenkosten. 

• Die gesamtstaatlichen Zinsaufwendungen nehmen 2025/2031 von 1,6% auf 2,5% des BIP zu. Die 
Nettoausgaben des Bundes für Pensionen, die 2018 noch 4,9% des BIP betragen hatten, wachsen bis 
2028 auf 37,9 Mrd. € bzw. 6,7% der Wirtschaftsleistung. 

 

 
Entwicklung der Verschuldung mit und ohne Konsolidierungsmaßnahmen 

 

Die Konsolidierungspakete 2025/26 und 2027/28 sollen den Anstieg der Staatsschuld verlang-
samen. Ohne Konsolidierung wäre sie 2031 um rund 14 Prozentpunkte des BIP höher. Die jähr-
liche Neuverschuldung soll um bis zu 2,5 Prozentpunkte reduziert werden und ab 2028 unter 
der Maastricht-Obergrenze von 3% des BIP liegen (Q: Bundesministerium für Finanzen – BMF, 
2026a; WIFO-Zusammenstellung). 

 

"Nach den Konsolidie-
rungspaketen 2025/26 
und 2027/28 müssen 
nun die überfälligen 
Strukturreformen in den 
Bereichen Föderalis-
mus, Gesundheitswe-
sen, Fördersystem und 
Pensionen folgen, um 
die langfristige fiskali-
sche Nachhaltigkeit zu 
sichern und Zukunftsin-
vestitionen zu ermögli-
chen." 
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Budgetpolitik weiterhin auf Sanierungskurs 
Bundesvoranschlag 2027/28 und Mittelfristiger Finanzrahmen 2027 bis 2031 

Margit Schratzenstaller 

 
Budgetpolitik weiterhin auf Sanierungskurs. Bundes-
voranschlag 2027/28 und Mittelfristiger Finanzrahmen 
2027 bis 2031 
Mit dem Doppelbudget 2027/28 setzt die Bundesregierung 
weitere Konsolidierungsschritte, um den Budgetpfad ge-
mäß Fiskalstrukturplan einhalten zu können. Begleitet wer-
den diese von weiteren Offensivmaßnahmen in den Berei-
chen Arbeitsmarkt, Pflege sowie Bildung und Kinderbetreu-
ung und von einer deutlichen Lohnnebenkostensenkung. 
Der Großteil der zusätzlichen Konsolidierung erfolgt einnah-
menseitig. Das gesamtstaatliche Defizit soll sich ab 2028 bei 
knapp unter 3% des BIP stabilisieren; die Schuldenquote 
steigt daher bis 2031 weiter bis auf 85% der Wirtschaftsleis-
tung. Nun müssen strukturelle Reformen umgesetzt werden, 
um fiskalische Nachhaltigkeit zu gewährleisten und zu-
gleich dringende Investitionen in wichtige Zukunftsbereiche 
zu ermöglichen. 

 Budget Policy Still Dominated by Fiscal Consolidation 
Needs. Federal Budget 2027-28 and Medium-Term Fiscal 
Framework 2027-2031 
The 2027-28 federal budget introduces further consolida-
tion measures to ensure compliance with the budget path 
set out in the Fiscal Structural Plan. These are accompa-
nied by additional proactive measures in the areas of la-
bour market policy, long-term care, education, and child-
care, as well as a significant reduction in non-wage labour 
costs. The bulk of the additional consolidation will come 
from the revenue side. The general government deficit is 
expected to stabilise at just under 3 percent of GDP start-
ing in 2028; as a result, the debt-to-GDP ratio will continue 
to rise to 85 percent of GDP by 2031. Structural reforms are 
indispensable to simultaneously ensure fiscal sustainability 
and enable spending in key areas for the future. 

 

 
JEL-Codes: E62, H12, H20, H62, H68 • Keywords: Konsolidierungspolitik, Maastricht-Defizit, Verschuldung, Budgetpolitik, 
Bundesbudget 
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1. Rahmenbedingungen der Budgeterstellung 

Die Budgeterstellung erfolgt aufgrund der 
unwägbaren geopolitischen Entwicklungen 
weiterhin unter unsicheren Rahmenbedin-
gungen. Seit Juli 2025 befindet sich Öster-
reich in einem EU-Verfahren wegen eines 
übermäßigen Defizites. Um es zu beenden, 
strebt die Bundesregierung die Rückführung 
des gesamtstaatlichen Maastricht-Defizites 
unter die im geltenden Fiskalregelwerk der 
EU erlaubte Obergrenze von 3% des BIP ab 
2028 an. Zwar unterschritt die Neuverschul-
dung 2025 aufgrund eines strikten Budget-
vollzugs des Bundes, unter den Voran-
schlagswerten liegender Zinszahlungen so-
wie höherer Steuereinnahmen mit 4,2% die 
erwarteten 4,5% des BIP. Da sich im Frühjahr 
2026 dennoch eine Verfehlung jenes 
Budgetpfades abzeichnete, der mit dem im 

 
1)  Abweichend vom üblichen Budgetzyklus wurde so-
mit statt eines Entwurfs für ein einjähriges Budget wie-
derum ein (echtes) Doppelbudget vorgelegt; zudem 
wurde die Vorlage des Voranschlages von Mitte Okto-

Doppelbudget 2025/26 verankerten um-
fangreichen Konsolidierungspaket erreicht 
werden sollte (Pitlik & Schratzenstaller, 2025), 
legte die Bundesregierung im Juni 2026 ein 
weiteres Doppelbudget für die Jahre 2027 
und 2028 vor1). Es enthält zusätzliche Konsoli-
dierungsmaßnahmen, die die Erreichung der 
budgetpolitischen Ziele ermöglichen sollen, 
und setzt auf der mittelfristigen Prognose des 
WIFO vom März 2026 auf (Baumgartner 
et al., 2026; Übersicht 1). Diese erwartet für 
das Jahr 2027 ein reales BIP-Wachstum von 
1,3%, das 2028 bei prognostizierten 1,2% 
stagniert. Die Inflation sinkt 2027 und 2028 
gegenüber den Vorjahren und nähert sich 
mit 2,3% bzw. 2,1% dem angestrebten Ziel-
wert von 2%. Die Arbeitslosenquote verrin-
gert sich 2027 etwas auf 7,1% (2028: 6,8%). In 

ber auf Juni 2026 vorgezogen und der Zeitraum zwi-
schen Vorlage und Parlamentsbeschluss gestrafft, um 
das Doppelbudget noch vor der parlamentarischen 
Sommerpause verabschieden zu können. 
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seiner kurzfristigen Konjunkturprognose vom 
Juni 2026 (Ederer, 2026) revidierte das WIFO 
die BIP-Prognose für 2027 auf +1,1% und jene 
der Arbeitslosenquote auf 7,3%. Mit 2,4% 

dürften 2027 auch die Verbraucherpreise 
geringfügig stärker steigen als noch im März 
2026 erwartet. 

 

Übersicht 1: Wirtschaftliche Eckdaten 
 Bruttoinlandsprodukt Ver-

braucher-
preise 

Lohn- und 
Gehaltssumme, brutto, 

nominell 

Unselb-
ständig aktiv 
Beschäftigte 

Arbeitslose Arbeitslosenquote 

 Real Nominell Nominell 
 

Insgesamt Pro Kopf 
  

Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

In % der 
unselb-

ständigen 
Erwerbs-
personen 

In % der 
Erwerbs-
personen 

laut Eurostat 

 Veränderung gegen 
das Vorjahr in % 

Mrd. € Veränderung gegen das Vorjahr in % In 1.000 

Mittelfristige WIFO-Prognose März 2026 (Basis für Bundesvoranschlag 2027/28 
und Bundesfinanzrahmen 2029 bis 2031) 

     

2025  + 0,6  + 3,8 512,8  + 3,6  + 3,8  + 3,6  + 0,2 317,5  + 6,6 7,4 5,7 
2026  + 0,9  + 3,1 528,5  + 2,7  + 2,5  + 2,4  + 0,5 316,5  – 0,3 7,4 5,8 
2027  + 1,3  + 3,5 547,2  + 2,3  + 3,2  + 2,6  + 0,8 306,5  – 3,2 7,1 5,5 
2028  + 1,2  + 3,2 564,9  + 2,1  + 3,0  + 2,4  + 0,6 293,8  – 4,2 6,8 5,3 
2029  + 1,1  + 3,1 582,6  + 2,0  + 2,7  + 2,2  + 0,6 279,5  – 4,9 6,4 5,2 
2030  + 1,1  + 3,0 600,1  + 1,9  + 2,6  + 2,1  + 0,5 262,4  – 6,1 6,0 5,0 
2031  + 1,0  + 2,9 617,5  + 1,9  + 2,5  + 2,1  + 0,5 245,5  – 6,4 5,7 4,8 

Q: WIFO. 

2. Eckdaten der Budgetplanung im Überblick 

Die Plandaten laut Bundesvoranschlag 
(BVA) für 2027 und 2028 sowie gemäß Fi-
nanzrahmen für die Jahre bis 2031 sind in 
Übersicht 2 aufgeführt. Wie das vorherge-
hende Doppelbudget und der zugehörige 
Finanzrahmen steht auch die aktuelle 
Budgetplanung unter dem Zeichen der Kon-
solidierung, begleitet von Offensivmaßnah-
men in wichtigen Zukunftsbereichen. 

Laut BVA steigen die Einzahlungen 2027 und 
2028 auf 112,7 Mrd. € bzw. 115,8 Mrd. €. Ge-
messen am BIP ist erst in den Folgejahren ein 
deutlicherer Rückgang geplant; 2031 sollen 
die Einzahlungen bei 19,8% des BIP zu liegen 
kommen. Die Bruttoabgabeneinnahmen 
nehmen auch konsolidierungsbedingt so-
wohl 2027 als auch 2028 relativ kräftig zu: Sie 
steigen auf 128,9 Mrd. € bzw. 135,1 Mrd. € 
oder 23,6% bzw. 23,9% des BIP. Erst ab 2029 
nimmt die Dynamik ab, sodass die Bruttoab-
gabeneinnahmen gemessen an der Wirt-
schaftsleistung langsam sinken und 2031 
23,6% des BIP erreichen sollen. 

Die Auszahlungen des Bundes sind für 2027 
auf 128,2 Mrd. € und für 2028 auf 
129,0 Mrd. € veranschlagt; ihr Anteil am BIP 
geht von 23,4% auf 22,8% zurück. Auch für 
die Folgejahre erwartet das Bundesministe-
rium für Finanzen eine rückläufige Dynamik 
(2031: 22,4% des BIP).  

Daraus resultiert 2027 und 2028 ein Rück-
gang des administrativen Saldos des Bundes 
auf −2,8% bzw. −2,3%; er wird jedoch in den 
Folgejahren wieder leicht steigen und 
2031 −2,6% des BIP erreichen. Der Maas-
tricht-Saldo der Bundesebene soll sich 2027 
auf −2,7% und 2028 auf −2,3% des BIP redu-

zieren; nach leichten Rückgängen 2029 und 
2030 wird er 2031 erneut −2,3% betragen. 

Die Ausgabenquote des Gesamtstaates 
(gemäß ESVG-Abgrenzung; Übersicht 3), die 
2026 55,2% des BIP erreichen soll, wird in den 
Folgejahren – auch als Ergebnis der beiden 
Konsolidierungspakete – kontinuierlich ab-
nehmen und 2031 bei 53,8% zu liegen kom-
men. Die Abgabenquote dagegen steigt – 
ebenfalls konsolidierungsbedingt – 2027 und 
2028 weiter auf 44,3% bzw. 44,4% des BIP; 
erst ab 2030 soll sie leicht sinken und 2031 
44,1% des BIP erreichen. Die Einnahmen-
quote erhöht sich 2027 und 2028 ebenfalls 
etwas auf 51,2% bzw. 51,3% des BIP, um an-
schließend geringfügig bis auf 50,9% (2031) 
zurückzugehen. 

Die im Doppelbudget 2027/28 verankerten 
zusätzlichen Konsolidierungsmaßnahmen sol-
len sicherstellen, dass der mit dem vorange-
gangenen Doppelbudget 2025/26 und dem 
Fiskalstrukturplan angestrebte Budgetpfad 
eingehalten werden kann. Ab 2026 soll sich 
das gesamtstaatliche Maastricht-Defizit wie 
im Vorjahr geplant schrittweise weiter redu-
zieren: 2026 soll es zunächst bei −4,2% stag-
nieren und sich 2027 auf −3,5% verringern, 
um 2028 wieder knapp unter der 3%-Ober-
grenze zu liegen zu kommen. 2029 soll die 
Neuverschuldung 2,8%, 2030 und 2031 je-
weils 2,9% des BIP betragen. Die Schulden-
quote wird damit bis zum Ende des Pla-
nungshorizontes – wenn auch mit gebrems-
ter Dynamik – weiter ansteigen: Nach 81,5% 
2025 erreicht sie 2031 voraussichtlich 85% des 
BIP. 

Die Auszahlungen des 
Bundes steigen gemäß 

BVA im Jahr 2027 auf 
128,2 Mrd. € und 2028 
weiter auf 129 Mrd. €. 

Die Einzahlungen neh-
men auf 112,7 Mrd. € 

bzw. 115,8 Mrd. € zu und 
wachsen damit deutlich 

stärker. 

Die gesamtstaatliche 
Ausgabenquote soll 

2026 bei 55,2% des BIP 
liegen und bis 2031 auf 

53,8% sinken. Die Ein-
nahmenquote schwankt 

in den Jahren 2026 bis 
2031 um 51%. 
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Seit 2022 ist die Sekundärmarktrendite für 
10-jährige Staatsanleihen wieder positiv und 
dürfte im Planungszeitraum zwischen 3,0% 
und 3,3% schwanken. Als Konsequenz der 
deutlich gestiegenen Zinssätze, der anhal-
tend hohen Neuverschuldung und des da-

durch bedingten Anstiegs der Staatsschuld 
vergrößert sich die Zinsausgabenquote, die 
2022 mit 0,95% des BIP ihren bisherigen Tiefst-
stand erreicht hatte, bis 2031 kontinuierlich 
bis auf 2,5% des BIP. 

 

Übersicht 2: Der Bundeshaushalt im Überblick 
 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 
 Erfolg Bundesvoranschlag Bundesfinanzrahmen 
 Mrd. € 
Einzahlungen 107,1 107,6 112,7 115,8 117,9 120,1 122,1 
Auszahlungen 121,5 125,9 128,2 129,0 132,4 135,8 138,2 
Administrativer Saldo  – 14,4  – 18,3  – 15,5  – 13,2  – 14,5  – 15,7  – 16,1 
Maastricht-Saldo1)  – 15,2  – 15,7  – 14,6  – 12,9  – 12,4  – 13,2  – 14,1 
Bruttoabgabeneinnahmen 119,7 122,1 128,9 135,1 139,1 142,2 145,6 

Bruttosteuereinnahmen 118,3 120,5 126,6 132,8 137,1 140,4 143,8 
Nettoabgabeneinnahmen 73,8 74,3 78,5 81,9 83,8 85,5 87,6 

        
 In % des BIP 

Einzahlungen 20,9 20,4 20,6 20,5 20,2 20,0 19,8 
Auszahlungen 23,7 23,8 23,4 22,8 22,7 22,6 22,4 
Administrativer Saldo  – 2,8  – 3,5  – 2,8  – 2,3  – 2,5  – 2,6  – 2,6 
Maastricht-Saldo1)  – 3,0  – 3,0  – 2,7  – 2,3  – 2,1  – 2,2  – 2,3 
Bruttoabgabeneinnahmen 23,3 23,1 23,6 23,9 23,9 23,7 23,6 

Bruttosteuereinnahmen 23,1 22,8 23,1 23,5 23,5 23,4 23,3 
Nettoabgabeneinnahmen 14,4 14,1 14,4 14,5 14,4 14,3 14,2 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2026a), Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Bundessektor einschließlich 
sonstiger Einheiten. 

 
 

Übersicht 3: Wichtige gesamtstaatliche Kennzahlen bis 2031 
 1995 2005 2015 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 
 In % des BIP 
Ausgabenquote 56,0 51,7 51,2 55,2 55,2 54,7 54,3 54,0 53,9 53,8 
Einnahmenquote 49,9 49,1 50,7 51,0 51,0 51,2 51,3 51,2 51,0 50,9 
Abgabenquote1) 41,7 41,5 43,7 43,9 44,0 44,3 44,4 44,4 44,2 44,1 
Maastricht-Saldo Gesamtstaat  – 6,2  – 2,6  – 0,5  – 4,2  – 4,2  – 3,5  – 3,0  – 2,8  – 2,9  – 2,9 

Bundessektor  – 5,4  – 2,4  – 0,7  – 3,0  – 3,0  – 2,7  – 2,3  – 2,1  – 2,2  – 2,3 
Landessektor 0,0  – 0,1 0,1  – 0,4  – 0,7  – 0,5  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4 
Gemeindesektor  – 0,7 0,0 0,0  – 0,7  – 0,4  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,2  – 0,2 
Sozialversicherungsträger  – 0,1 0,0 0,1  – 0,1  – 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Zinsausgabenquote 4,0 3,3 2,4 1,6 1,8 1,9 2,1 2,2 2,4 2,5 
Primärsaldo  – 2,2 0,7 1,9  – 2,6  – 2,4  – 1,6  – 0,9  – 0,6  – 0,5  – 0,4 
Struktureller Budgetsaldo .  – 2,1 0,5  – 3,4  – 3,5  – 3,1  – 2,7 . . . 
Maastricht-Schuldenstand 68,6 69,4 85,6 81,5 82,9 83,6 83,8 84,2 84,6 85,0 

Q: Statistik Austria, ab 2026 Bundesministerium für Finanzen (2026a). Rundungsdifferenzen. – 1) Indikator 2, daher ohne imputierte Sozialbeiträge. 

3. Ausgewählte Aspekte des Bundesvoranschlags und 
des Bundesfinanzrahmens  

3.1 Konsolidierungs- und 
Offensivmaßnahmen 

Das im Rahmen des Doppelbudgets 2027/28 
angestrebte Bruttokonsolidierungsvolumen 
steigt von 2,1 Mrd. € 2027 auf jeweils etwa 
5,0 Mrd. € in den Jahren 2028 bis 2030, um 
2031 knapp 5,2 Mrd. € zu erreichen (Abbil-
dung 1). Knapp die Hälfte (48%) des Brutto-
konsolidierungsvolumens dient zur Gegenfi-
nanzierung von Offensivmaßnahmen. Das 
Verhältnis von einnahmen- und ausgaben-
seitigen Maßnahmen, das im ersten Konsoli-

dierungspaket 30 : 70 betragen hatte, dreht 
sich im zweiten Paket um. Dies liegt u. a. da-
ran, dass die als Offensivmaßnahme ge-
plante Lohnnebenkostensenkung ab 2028 
im Umfang von jährlich 2 Mrd. € primär 
durch den Unternehmenssektor betreffende 
Einnahmenerhöhungen gegenfinanziert 
werden soll. 

Sowohl die einnahmen- als auch die ausga-
benseitigen Maßnahmen beinhalten eine 
Reihe von Einzelmaßnahmen, die unter-
schiedliche Gruppen belasten. Der Brutto-
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konsolidierungsbeitrag von Unternehmen, 
Banken und staatsnahen Unternehmen, der 
sich fast ausschließlich durch Einnahmener-
höhungen ergibt, ist absolut am umfang-
reichsten. Er steigt von 0,75 Mrd. € im Jahr 
2027 auf 2,18 Mrd. € 2028 und sinkt in den 
Jahren 2029 bis 2031 von 2,05 Mrd. € auf 
1,67 Mrd. € (Abbildung 1). Unter Berücksichti-
gung der Lohnnebenkostensenkung in Form 
einer Reduktion des Beitrags der Dienstge-
ber zum Familienlastenausgleichsfonds 
(FLAF; vgl. Kapitel 4 für Details), die diese ab 
2028 um 2 Mrd. €2) entlasten wird, ist der Net-
tokonsolidierungsbeitrag dieser Gruppe ab 
2028 allerdings gering. Ab 2030, wenn die 
zeitlich befristeten Konsolidierungsmaßnah-
men (erhöhte Bankenabgabe, zusätzliche 
Dividenden staatsnaher Unternehmen, Ein-
schränkung des investitionsbedingten Ge-
winnfreibetrags) auslaufen, wird er sogar ne-
gativ. 

Deutlich geringer sind die Beiträge von Ar-
beitnehmer:innen, Pensionist:innen, Perso-
nen mit höheren (Erwerbs-)Einkommen sowie 
der Verwaltung und sonstiger Konsolidie-
rungsmaßnahmen, die 2028 mit jeweils etwa 
470 bis 650 Mio. € ähnliche Größenordnun-
gen erreichen. Weitere knapp 320 Mio. € 
p. a. tragen Maßnahmen im Bereich Fami-
lienleistungen bei. Ein steuerlicher Ökologi-
sierungsbeitrag sowie die Einschränkung kli-
makontraproduktiver Subventionen (beides 
noch nicht im Detail spezifiziert) sollen 2028 
190 Mio. € an Zusatzeinnahmen erbringen, 
die sich bis 2031 auf 600 Mio. € erhöhen sol-
len. 

Wie im vorhergehenden Doppelbudget wer-
den auch die im Doppelbudget 2027/28 ver-
ankerten Konsolidierungsmaßnahmen von 
weiteren Offensivmaßnahmen begleitet. 
Diese setzen Akzente in der Standortpolitik 
(Senkung der Lohnnebenkosten und befris-
tete Wiedereinführung der Agrardieselvergü-
tung), in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
sowie der Bildungspolitik und summieren sich 
ab 2028 auf jährlich etwa 2,5 Mrd. €, wovon 
mit 2 Mrd. € der Großteil auf die Lohnneben-
kostensenkung entfällt. Unter Berücksichti-
gung der mit den Offensivmaßnahmen ver-
bundenen Mehrausgaben und Minderein-
nahmen wird somit ab 2028 ein jährliches 
Nettokonsolidierungsvolumen von 2,5 bis 
2,6 Mrd. € erreicht; etwa die Hälfte des Brut-
tokonsolidierungsvolumens dient also der Fi-
nanzierung der zusätzlichen Offensivmaß-
nahmen. 

Weitergehende strukturelle Reformen lassen 
die Konsolidierungsmaßnahmen nur in An-
sätzen erkennen; nennenswert sind erste 
strukturelle Förderkürzungen im Rahmen der 

 
2)  Davon entfallen laut Budgetdienst (2026) etwa 
0,3 Mrd. € auf die Bediensteten im Sektor Staat. 
3)  Simulationen von Moser und Reiss (2026), die aller-
dings die Maßnahmen für die höheren Einkommen 

Förder-Taskforce, Maßnahmen zur Bekämpf-
ung von Steuer- und Abgabenbetrug sowie 
der geplante Einstieg in den Abbau klima-
schädlicher Subventionen. 

Einige Konsolidierungsmaßnahmen sind 
noch zu konkretisieren. Dies betrifft etwa den 
steuerlichen Ökologisierungsbeitrag, den 
Abbau klimakontraproduktiver Subventio-
nen oder die zusätzlichen Einnahmen im Zu-
sammenhang mit der Modernisierung der 
Regulierung im Glücksspielbereich. Auch die 
Beiträge von Ländern und Gemeinden so-
wie Sozialversicherungsträgern, die in dem 
im Dezember 2025 abgeschlossenen und 
rückwirkend ab 2024 geltenden Österreichi-
schen Stabilitätspakt verankert wurden, be-
dürfen noch einer Konkretisierung und Um-
setzung. 

Bezüglich der Verteilungswirkungen des 
zweiten Konsolidierungspaketes bietet der 
Strategiebericht (BMF, 2026a) lediglich eine 
Aufteilung der Bruttokonsolidierungslasten 
nach gesellschaftlichen bzw. ökonomischen 
Gruppen. Diese Aufteilung berücksichtigt je-
doch erstens nicht, ob und in welchem Aus-
maß den einzelnen Gruppen Offensivmaß-
nahmen zugutekommen. Dies ist insbeson-
dere im Fall des Konsolidierungsbeitrags von 
(staatsnahen) Unternehmen und Banken re-
levant, der durch die Lohnnebenkostensen-
kung mittelfristig überkompensiert wird. 

Zweitens bietet diese Darstellung keine de-
taillierten Informationen und keine Gesamt-
schau, wie sich die Belastungen auf die Ein-
kommensgruppen verteilen. Die Abschaf-
fung der ermäßigten Arbeitslosenversiche-
rungsbeitragssätze für Arbeitnehmer:innen, 
die (mit Ausnahme der Mindestpensionist:in-
nen) unter der Inflation liegenden Pensions-
anpassungen und die temporäre Ausset-
zung der Valorisierung von Familienleistun-
gen sowie einkommensunabhängiger Sozial-
leistungen dürften insgesamt die unteren 
und mittleren Einkommensschichten relativ 
stärker treffen als Bezieher:innen hoher Ein-
kommen3). Jene Konsolidierungsmaßnah-
men, welche Besserverdienende tendenziell 
höher belasten – ihr Volumen soll zwischen 
2027 und 2031 von gut 450 Mio. € auf etwa 
670 Mio. € steigen – dürften die beschriebe-
nen Verteilungswirkungen nur teilweise aus-
gleichen. Wünschenswert wäre jedenfalls 
eine vertiefte und umfassende Analyse der 
Verteilungseffekte der Konsolidierungs- und 
Offensivmaßnahmen. Diese sollte auch die 
Maßnahmen im Rahmen des Doppelbud-
gets 2025/26 berücksichtigen, die gemäß ei-
ner Analyse des Budgetdienstes (2025c) ten-
denziell regressiv wirken. 

nicht berücksichtigen können, zeigen, dass die Ände-
rungen im Bereich der Sozialversicherung und der Fa-
milienleistungen Geringverdienende stärker belasten.   
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Abbildung 1: Maßnahmen im Überblick 

 

 

 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2026a), WIFO-Darstellung. Offensivmaßnahmen verringern als Mehrausgaben oder Steuermindereinnahmen 
das Bruttokonsolidierungsvolumen. 
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Drittens gibt die Darstellung der Konsolidie-
rungsmaßnahmen nach gesellschaftlichen 
bzw. ökonomischen Gruppen keinen Auf-
schluss darüber, wie sich die Konsolidierungs-
lasten bzw. der Nutzen aus den Offensiv-
maßnahmen auf Frauen und Männer vertei-
len bzw. wie sie die Gleichstellung der Ge-
schlechter beeinflussen4). Zwar ist zu begrü-
ßen, dass die Wirkungsfolgenabschätzungen 
zu einigen der im Budgetbegleitgesetz ent-
haltenen Maßnahmen auch auf deren tat-
sächliche Gleichstellungswirkungen einge-
hen. Allerdings fehlt auch hier eine Gesamt-
schau, und für eine Reihe von Maßnahmen 
liegen keine Abschätzungen der Gleichstel-
lungseffekte vor. 

Die Ausgaben im Bereich der Entwicklungs-
zusammenarbeit, die 2022 mit 0,39% des 
Bruttonationalproduktes (BNE) ihren Höchst-
stand erreicht hatten und seither kontinuier-
lich sinken, gehen auch 2027 und 2028 wei-
ter auf 0,27% bzw. auf 0,25% des BNE zurück 
(BMF, 2026f). Damit entfernen sie sich weiter 
vom international akkordierten Zielwert von 
0,7% des BNE. 

3.2 Klima und Transformation 

Die öffentlichen Haushalte sind ein wichtiger 
Hebel zur Bewältigung der immer größeren 
klima- und umweltpolitischen Herausforde-
rungen. Dies betrifft ökologisch produktive 
und kontraproduktive Ausgaben im Allge-
meinen sowie direkte Förderungen im Beson-
deren, produktive und kontraproduktive indi-
rekte Förderungen (d. h. Steuererleichterun-
gen), sowie mögliche künftige klimabezo-
gene Budgetbelastungen. 

Die Klima- und Umweltförderungen im Be-
reich der Grünen Transformation sowie der 
Umwelt- und Kreislaufwirtschaft (UG 43), die 

mit dem Doppelbudget 2025/26 deutlich 
gekürzt wurden, gehen 2027 weiter zurück. 
2028 steigen sie leicht, was auf Mehrauszah-
lungen für den Klima- und Energiefonds so-
wie den neu geschaffenen Resilienzfonds zu-
rückzuführen ist. Auch in der UG 40 steigen 
2028 die Ausgaben im Zusammenhang mit 
der Grünen Transformation aufgrund der Ein-
führung des Industriestrompreises, im Bereich 
der Transformation der Industrie und beim 
Energieeffizienzprogramm. Eine detaillierte 
Darstellung und Beurteilung der Entwicklung 
der Ausgaben für grüne Förderungen würde 
den Rahmen dieses Beitrags sprengen, zu-
mal weder der Strategiebericht noch die 
Green-Budgeting-Beilage zum Budget (BMF, 
2026b) eine entsprechende Gesamtüber-
sicht über die Ressorts hinweg bieten. 

Übersicht 4 listet die ökologisch relevanten 
Maßnahmen im Rahmen des mit dem Dop-
pelbudget 2027/28 beschlossenen zweiten 
Konsolidierungspaketes (mit Ausnahme der 
grünen Förderungen) sowie der Offensiv-
maßnahmen auf. Als potenziell umweltkont-
raproduktive Konsolidierungsmaßnahmen 
können die Abschaffung des Telearbeits-
pauschales, die Abschaffung der Steuerfrei-
heit des Sachbezuges für elektrisch betrie-
bene Dienstfahrzeuge sowie der zusätzliche 
Konsolidierungsbeitrag der ÖBB-Infrastruktur 
gelten. Auch die Verlängerung der Agrar-
dieselbegünstigung bis 2027 ist ökologisch 
kontraproduktiv. Dem gegenüber stehen ein 
geplanter Abbau ökologisch kontraprodukti-
ver Subventionen sowie ein steuerlicher Öko-
logisierungsbeitrag, die allerdings noch zu 
spezifizieren sind. Auch die Einführung einer 
Ersatzregelung für die NoVA-Berechnung für 
aus Drittländern importierte Fahrzeuge 
kommt einer Einschränkung ökologisch kont-
raproduktiver Steuerausnahmen gleich. 

 

Übersicht 4: Umweltrelevante Konsolidierungsmaßnahmen im Überblick 
 

2027 2028 2029 2030 2031 2027/2031 
 Mio. € 
Bruttokonsolidierung insgesamt 2.073,1 5.017,4 4.997,6 5.066,3 5.176,6 22.331,0 

Potenziell umweltkontraproduktive Konsolidierungsmaßnahmen 223,3 563,3 583,3 583,3 593,3 2.546,5 
Abschaffung Telearbeitspauschale1) 58,3 88,3 88,3 88,3 88,3 411,5 
Einführung Sachbezug für Fahrzeuge mit einem CO2-Emissionswert 
von Null (E-Autos)1) 110,0 190,0 210,0 210,0 220,0 940,0 
Zusätzlicher Konsolidierungsbeitrag ÖBB-Infrastruktur AG2) 55,0 285,0 285,0 285,0 285,0 1.195,0 
Umweltproduktive Konsolidierungsmaßnahmen 15,0 195,0 255,0 405,0 605,0 1.475,0 
Schaffung Ersatzregelung NoVA-Berechnung für aus Drittländern 
importierte Kfz1) 15,0 5,0 5,0 5,0 5,0 35,0 
Konsolidierungsbeitrag bei klimakontraproduktiven Subventionen1) . 190,0 250,0 400,0 600,0 1.440,0 
Umweltkontraproduktive Offensivmaßnahmen  – 50,0 0,0 0,0 0,0 0,0  – 50,0 
Temporäre Wiedereinführung Agrardieselvergütung (NEHG)1)  – 50,0 0,0 0,0 0,0 0,0  – 50,0 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2026b), WIFO-Zusammenstellung. Rundungsdifferenzen. NEHG . . . Nationales Emissionszertifikatehandelsgesetz. – 
1) Einnahmenseitig. – 2) Ausgabenseitig. 

 

Bei den zusätzlichen Offensivmaßnahmen 
fällt auf, dass grüne Investitionen fehlen. 

 
4)  Vgl. dazu grundsätzlich Schratzenstaller et al. 
(2026). 

Gleichzeitig werden, wie erwähnt, Infrastruk-
turinvestitionen der ÖBB redimensioniert und 

Die klima- und umwelt-
produktiven Ausgaben 
erhöhen sich leicht von 

10,2 Mrd. € (7,9% der 
Bundesausgaben) 2027 

auf 10,3 Mrd. € (8%) 
2028. Bei den kontrapro-

duktiven Ausgaben ist 
ein Anstieg von 2 Mrd. € 
(1,5% der Bundesausga-
ben) 2027 auf 2,5 Mrd. € 

(1,9%) 2028 veran-
schlagt. 
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mit der Verlängerung der temporären Agrar-
dieselvergütung bis Ende 2027 eine ökolo-
gisch kontraproduktive Offensivmaßnahme 
eingeführt. 

In der Green-Budgeting-Beilage identifiziert 
das Bundesministerium für Finanzen (2026b) 
klima- und umweltproduktive sowie erstmals 
auch klima- und umweltkontraproduktive 
Ausgaben des Bundes. Letztere betrugen 
2025 2,4 Mrd. € (2% der Gesamtausgaben 

des Bundes; Abbildung 2) und sollen 2026 
auf 1,7 Mrd. € zurückgehen, steigen aber 
2027 und 2028 wieder an und erreichen 2028 
knapp 2,5 Mrd. € (1,9%). Gleichzeitig 
schrumpfen die klima- und umweltprodukti-
ven Ausgaben, ausgehend von gut 
10,7 Mrd. € (8,8% der Gesamtausgaben) 
2025, bis 2027 kontinuierlich; erst 2028 ist ein 
leichter Anstieg auf gut 10,3 Mrd. € (8%) ge-
plant. 

  

Abbildung 2: Klimaproduktive und -kontraproduktive Ausgaben 

  

 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2026b), WIFO-Darstellung. 

 

3.3 Landesverteidigung 

Der Aufbauplan "ÖBH2032+" soll die Verteidi-
gungsfähigkeit Österreichs in den nächsten 
Jahren nachhaltig stärken. Danach strebt 
die Bundesregierung grundsätzlich eine 
schrittweise Erhöhung des Verteidigungs-
haushaltes an: Die Verteidigungsausgaben 
(einschließlich Pensionsausgaben für ehe-
malige Heeresangehörige) sollen bis 2032 2% 
des BIP erreichen.  

Die Auszahlungen in der UG 14 Militärische 
Angelegenheiten erreichten 2025 4,6 Mrd. € 
und lagen damit um 0,2 Mrd. € höher als ver-
anschlagt (Übersicht 5). Für 2026 ist ein An-

stieg auf 4,8 Mrd. € budgetiert; im Doppel-
budget 2027/28 sind weitere Ausweitungen 
auf 5,1 Mrd. € bzw. 5,2 Mrd. € vorgesehen. 
Bis 2031 sollen die Verteidigungsausgaben 
gemäß Bundesfinanzrahmen auf 5,7 Mrd. € 
zunehmen. Die für 2027 und 2028 geplanten 
Erhöhungen der Auszahlungen fließen in In-
vestitionen in Rüstung, IKT und Cybersicher-
heit sowie Infrastruktur (Instandsetzungen so-
wie Neubauten von militärischen Liegen-
schaften). Gleichzeitig leistet die UG 14 ei-
nen – allerdings sehr geringen – Beitrag zum 
Abbau von Förderungen, und es sind Einspa-
rungen in der Verwaltung geplant. 
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Der Verteidigungsetat 
steigt 2027 auf 5,1 Mrd. € 
und 2028 auf 5,2 Mrd. €. 
Vom Ziel, bis 2032 ein 
Volumen von 2% der 
Wirtschaftsleistung zu er-
reichen, bleibt Öster-
reich weiterhin deutlich 
entfernt. 
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Mit den veranschlagten Erhöhungen wer-
den die Verteidigungsausgaben (ohne Be-
rücksichtigung der Pensionsausgaben für 
ehemalige Heeresangehörige) 2025/2031 
bei etwa 0,9% des BIP stagnieren. Werden 
gemäß internationaler Konvention die Pensi-
onsausgaben (etwa 0,8 bis 0,9 Mrd. € jähr-
lich) einbezogen, verharren die Verteidi-
gungsausgaben bis 2031 bei etwa 1,1% der 
Wirtschaftsleistung. Damit wird nur gut die 
Hälfte des anvisierten Ausgabenziels von 2% 
des BIP erreicht. 

Die Europäische Kommission (2025) hat den 
Mitgliedsländern die Möglichkeit eröffnet, 
die nationale Ausweichklausel im Rahmen 

des Stabilitäts- und Wachstumspaktes zu ak-
tivieren, um ohne eine Verletzung der Fiskal-
regeln höhere Verteidigungsausgaben täti-
gen zu können. Österreich hat im Dezember 
2025 um die Aktivierung der nationalen Aus-
weichklausel angesucht. Danach ist in den 
Jahren 2025 bis 2028 eine durch Ausweitung 
der Verteidigungsausgaben verursachte Ab-
weichung vom Nettoausgabenpfad von je-
weils bis zu 1,5% des BIP zulässig (Fiskalrat, 
2026). Eine "Anrechnung" bei der Beurteilung 
des Maastricht-Defizites ist allerdings nicht 
möglich, sodass zusätzliche Verteidigungs-
ausgaben die Unterschreitung der 3%-Ober-
grenze bis 2028 erschweren würden. 

 

Übersicht 5: Verteidigungsausgaben 
 

2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 
 Erfolg Bundesvoranschlag Bundesfinanzrahmen 
 Mrd. € 
Verteidigungsbudget einschließlich Pensionsleistungen 3,4 3,4 4,0 4,8 5,4 5,6 6,1 6,2 6,4 6,6 6,8 
Auszahlungen für Militärische Angelegenheiten (UG 14)  2,8 2,7 3,3 4,0 4,6 4,8 5,1 5,2 5,4 5,5 5,7 

Personal 1,4 1,4 1,5 1,6 1,7 1,7 1,7 1,8 . . . 
Investitionen 0,5 0,4 0,7 1,3 1,6 1,7 1,8 2,0 . . . 
Sachaufwand, Sonstiges 1,0 0,9 1,1 1,1 1,3 1,3 1,6 1,4 . . . 

Pensionen für ehemalige Militärangehörige (UG 22, UG 23) 0,6 0,7 0,7 0,8 0,8 0,8 1,0 1,0 1,0 1,1 1,1 
Militärausgaben gemäß COFOG (GF02) 2,4 2,7 2,9 3,3 3,7 . . . . . . 
            
  Anteil an den Gesamtausgaben des Bundes in % 
Verteidigungsbudget einschließlich Pensionsleistungen 3,3 3,1 3,6 4,0 4,5 4,4 4,8 4,8 4,9 4,9 4,9 
Auszahlungen für Militärische Angelegenheiten (UG 14)  2,7 2,4 3,0 3,3 3,8 3,8 4,0 4,0 4,1 4,1 4,1 

Personal 1,3 1,3 1,4 1,3 1,4 1,3 1,4 1,4 . . . 
Investitionen 0,4 0,4 0,7 1,0 1,3 1,4 1,4 1,5 . . . 
Sachaufwand, Sonstiges 1,0 0,8 1,0 0,9 1,1 1,1 1,2 1,1 . . . 

Pensionen für ehemalige Militärangehörige (UG 22, UG 23) 0,6 0,6 0,6 0,7 0,7 0,7 0,7 0,8 0,8 0,8 0,8 
            
  Anteil am BIP in % 
Verteidigungsbudget einschließlich Pensionsleistungen 0,85 0,76 0,83 0,97 1,06 1,06 1,12 1,09 1,10 1,10 1,10 
Auszahlungen für Militärische Angelegenheiten (UG 14)  0,70 0,60 0,69 0,81 0,90 0,90 0,94 0,92 0,93 0,92 0,93 

Personal 0,34 0,31 0,31 0,33 0,33 0,32 0,32 0,31 . . . 
Investitionen 0,11 0,09 0,15 0,25 0,31 0,33 0,34 0,35 . . . 
Sachaufwand, Sonstiges 0,24 0,20 0,23 0,23 0,26 0,25 0,28 0,25 . . . 

Pensionen für ehemalige Militärangehörige (UG 22, UG 23) 0,15 0,16 0,14 0,16 0,16 0,16 0,17 0,18 0,18 0,18 0,18 
Militärausgaben gemäß COFOG (GF02) 0,60 0,60 0,61 0,68 0,72 0,9 0,9 0,9 . . . 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2026a, 2026e), Bundesministerium für Landesverteidigung (2026), WIFO-Zusammenstellung. Ausgaben Bundesheer 
UG 14; Bundesfinanzrahmen 2029 bis 2031: ohne Ermächtigungen, Detailauszahlungen nicht ausgewiesen. 

 

Die für die Beurteilung der Mehrausgaben 
für Landesverteidigung verwendete Abgren-
zung orientiert sich an der funktionalen 
Staatsausgaben-Statistik COFOG, die mit der 
ESVG-Systematik kompatibel ist. Danach be-
liefen sich die Militärausgaben Österreichs 
im Jahr 2025 auf 3,7 Mrd. € und erreichten 
somit wie im Vorjahr lediglich 0,7% des BIP. 
Für 2027 und 2028 sind Ausgaben in Höhe 
von 0,9% des BIP geplant. 

Das Bundesheer weist trotz der geplanten 
Zusatzausgaben noch erhebliche Investiti-
onslücken auf, die durch den Aufbauplan 
2032+ deutlich verkleinert werden sollen. 
Ohne Ausweichklausel müsste eine Auswei-
tung des Militärhaushaltes durch zusätzliche 
Einsparungen in anderen Bereichen oder 

Steuererhöhungen gegenfinanziert werden. 
Beim Kauf von militärischem Großgerät lie-
gen Vertragsabschluss, Zahlung und Liefe-
rung jedoch oft mehrere Jahre auseinander. 
Da die Ausgaben für (militärische) Investitio-
nen in der Maastricht-Rechnung erst zum 
Lieferzeitpunkt gebucht werden, könnten 
Beschaffungen von Großgerät mit langen 
Vorlaufzeiten sogar nach 2028 von der Aus-
weichklausel erfasst werden, sofern der Ver-
tragsschluss noch in den Aktivierungszeit-
raum der Klausel fällt. 

3.4 Pensionsausgaben 

Aufgrund der demografischen Alterung, in 
den letzten Jahren auch wegen der an die 
Verbraucherpreisentwicklung gekoppelten 
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Pensionsanpassung sowie außertourlichen 
Erhöhungen, nehmen die Pensionsausgaben 
des Bundes langfristig merklich zu. Dies gilt 
sowohl absolut als auch gemessen an den 
Gesamtausgaben des Bundes (Mayrhuber, 
2025). Die Pensionsausgaben des Bundes 
umfassen vor allem den Bundeszuschuss zur 
gesetzlichen Pensionsversicherung, ein-
schließlich des Ersatzes für Ausgleichszulagen 
in der UG 22 Pensionsversicherung, sowie die 
Pensionen der Beamt:innen des Bundes, eini-
ger ausgegliederter Einheiten (Post, ÖBB) 
und der pragmatisierten Landeslehrer:innen 
in der UG 23. Zudem fallen relevante Ausga-
ben in den UG 20 (Arbeit), UG 21 (Soziales) 
und UG 25 (Familie) an, aus denen für Zeiten 
der Arbeitslosigkeit oder Kindererziehung 
Pensionsversicherungsbeiträge finanziert 
werden. 

Die Auszahlungen aus der UG 22 erreichten 
2025 rund 19,4 Mrd. €; davon entfielen 
18 Mrd. € auf den Bundeszuschuss zur Pensi-
onsversicherung und 1,3 Mrd. € auf Aus-
gleichzulagen (Übersicht 6). Ruhe- und Ver-
sorgungsgenüsse der Beamt:innen in der 
UG 23 summierten sich 2025 auf 13,3 Mrd. €, 

einschließlich der dort verbuchten 0,3 Mrd. € 
an Pflegegeld. Die Bruttopensionsausgaben 
des Bundes erreichten damit 2025 rund 
32,8 Mrd. € oder 27% des Bundeshaushaltes. 
Zusammen mit den Bundesbeiträgen für 
Pensionsersatzzeiten, die 2025 3,1 Mrd. € be-
trugen, beliefen sich die Auszahlungen aus 
dem Bundeshaushalt auf 35,9 Mrd. € bzw. 
29,5% der Gesamtausgaben. 

Wurden im ersten Konsolidierungspaket 
Maßnahmen zur Anhebung des effektiven 
Pensionsantrittsalters gesetzt (vgl. Pitlik & 
Schratzenstaller, 2025, für einen kurzen Über-
blick), setzt das zweite Konsolidierungs- und 
Offensivpaket etwas andere Schwerpunkte, 
um der beträchtlichen Ausgabendynamik 
im Bereich Pensionen zu begegnen. Diese 
umfassen Offensivmaßnahmen zur Förde-
rung der Beschäftigung älterer Erwerbstäti-
ger über das Pensionsantrittsalter hinaus ("Ar-
beiten im Alter"), reduzierte Pensionsanpas-
sungen unterhalb der Inflationsrate (2027 
und 2028, mit Ausnahme der Mindestpensio-
nen) sowie außertourliche Anhebungen der 
Höchstbeitragsgrundlage, ebenfalls in den 
Jahren 2027 und 2028. 

  

Übersicht 6: Pensionsausgaben einschließlich der Ausgaben für Pensionsersatzzeiten 
 

2018 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2018/ 
2028 

 Mrd. € Verände-
rung in % 

Ausgaben brutto 21,06 25,93 28,11 32,92 35,90 37,25 38,44 39,77  + 88,9 
UG 22 Zuschüsse zur Pensionsversicherung1) 9,23 12,66 13,95 17,36 19,45 20,29 21,29 22,27  + 141,2 

Zuschüsse zur Pensionsversicherung 8,19 11,48 12,68 16,00 18,03 18,84 19,83 20,81  + 154,1 
Ausgleichszulagen 0,98 1,08 1,17 1,25 1,30 1,33 1,34 1,36  + 39,3 
Pensionsbeiträge gemäß Nachtschwerarbeitsgesetz 0,07 0,10 0,10 0,11 0,11 0,12 0,11 0,10  + 48,5 

UG 23 Pensionen Beamt:innen 9,40 10,73 11,49 12,66 13,31 13,88 14,13 14,48  + 54,1 
Hoheitsverwaltung und ausgegliederte Unternehmen 4,29 4,93 5,32 5,88 6,19 6,53 6,64 6,85  + 59,8 
Landeslehrpersonal 1,79 2,30 2,50 2,80 2,99 3,16 3,24 3,35  + 87,1 
Post 1,25 1,33 1,39 1,50 1,55 1,56 1,59 1,60  + 27,6 
ÖBB 2,06 2,17 2,29 2,48 2,58 2,63 2,66 2,68  + 29,9 

UG 22 und UG 23 insgesamt 18,63 23,40 25,44 30,01 32,76 34,17 35,42 36,75  + 97,3 
Pensionsversicherungsbeiträge für Pensionsersatzzeiten 2,43 2,53 2,67 2,91 3,15 3,08 3,02 3,02  + 24,3 

Bereich Arbeit2) 1,27 1,21 1,36 1,55 1,69 1,60 1,67 1,63  + 28,9 
Bereich Soziales3)  0,06 0,08 0,08 0,09 0,09 0,09 . .   . 
Bereich Familie4) 1,03 1,24 1,22 1,27 1,36 1,38 1,35 1,39  + 25,9 

Einzahlungen (Pensionsbeiträge) Beamt:innen 2,21 2,09 2,08 2,15 2,11 2,07 1,96 1,87  – 15,2 
Ausgaben netto 18,85 23,84 26,02 30,77 33,80 35,18 36,48 37,90  + 101,1 
           
Bruttoausgaben für Pensionen in % der Gesamtausgaben 27,0 23,3 25,7 27,3 29,5 29,6 30,0 30,8  
Bruttoausgaben für Pensionen in % des BIP 5,5 5,8 5,9 6,7 7,0 7,0 7,0 7,0  
Nettoausgaben für Pensionen in % des BIP 4,9 5,3 5,4 6,2 6,6 6,7 6,7 6,7  

Q: Bundesministerium für Finanzen (2026a, 2026c, 2026d), WIFO-Berechnungen. Basis: bis einschließlich 2025 Erfolg; 2026 bis 2028: Bundesvoranschlag. – 
1) Einschließlich Ausgleichszulage sowie Pensionsbeiträge gemäß Nachtschwerarbeitsgesetz und der auf die UG 22 entfallenden Anteile der Pensionser-
satzzeiten. – 2) Gemäß Arbeitslosenversicherungsgesetz bei Bezug von Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Weiterbildungsgeld, Sondernotstandshilfe, Son-
derunterstützung, Überbrückungshilfe. – 3) Für pflegende Angehörige. – 4) Pensionsbeiträge für Kindererziehungszeiten, für Pflegepersonen Schwerstbe-
hinderter und bei Inanspruchnahme des Familienzeitbonus. 
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Abbildung 3: Pensionsausgaben  

 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2026a), WIFO-Berechnungen. 2026 bis 2028: Bundesvoranschlag, ab 2029: 
Bundesfinanzrahmen. Ohne Pensionsersatzzeiten. 

 
 

Abbildung 4: Entwicklung der Finanzierungsausgaben 

 

Q: Statistik Austria, Bundesministerium für Finanzen (2026a), Renditen: OeNB (2026) und mittelfristige WIFO-Prognose vom März 2026, WIFO-Darstellung. 

 

Die budgetierten Pensionsausgaben steigen 
trotz der Konsolidierungsmaßnahmen weiter 
auf 38,4 Mrd. € (2027) bzw. 39,8 Mrd. € (2028, 
Übersicht 6) und erreichen damit 30,0% bzw. 
30,8% der Gesamtausgaben des Bundes. 
Die Zuwächse in den beiden Jahren erge-
ben sich aus gegenläufigen Effekten: Einer-
seits treten geburtenstarke Jahrgänge ver-
mehrt in die Pension über, andererseits wir-
ken die zurückhaltenden Pensionsanpassun-
gen und die bereits beschlossenen Maß-

nahmen zur Erhöhung des effektiven Pensi-
onsantrittsalters dämpfend, was insgesamt 
die Ausfallhaftung des Bundes zur Abde-
ckung von Fehlbeträgen der Pensionsversi-
cherung stabilisiert (+1 Mrd. € bzw. knapp 
unter +5% p. a.). Die Ausgaben für Beamten-
pensionen (+0,25 und +0,35 Mrd. € bzw. 
+1,8% und +2,5%) steigen vergleichsweise 
moderat. Die Zahlungen für Ausgleichszula-
gen (rund 1,3 Mrd. €) sowie Pensionsersatz-
zeiten (rund 3 Mrd. €) stagnieren hingegen. 
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Im Bundesfinanzrahmen ist bis 2031 eine Zu-
nahme der Auszahlungen – ohne Pensions-
ersatzzeiten, für die ab 2029 keine Detail-
budgetierung vorliegt – auf insgesamt 
42,6 Mrd. € vorgesehen, wovon 27,1 Mrd. € 
auf die UG 22 und 15,5 Mrd. € auf die UG 23 
entfallen (Abbildung 3). Damit steigt der An-
teil der Pensionsausgaben (ohne Pensionser-
satzzeiten) an den gesamten Ausgaben des 
Bundes von rund 27,0% (2025) bis 2031 auf 
voraussichtlich 30,8%. 

3.5 Finanzierungsausgaben 

Österreichs Staatsschuld erhöhte sich in den 
Jahren 2019 bis 2025 von 281,0 Mrd. € (71,0% 
des BIP) auf 418,1 Mrd. € (81,5% des BIP; 
+137,1 Mrd. € oder +48,8%). Das günstige in-
ternationale Zinsumfeld und die hohe Boni-
tät Österreichs ließen die Zinsausgaben nur 
geringfügig von 1,4% (2019) auf 1,6% des BIP 
(2025) ansteigen. Jüngst haben sich die Fi-
nanzierungskonditionen allerdings deutlich 
verschlechtert. Für die Jahre bis 2031 erwar-
tet das WIFO in seiner mittelfristigen Prog-

nose Sekundärmarktrenditen von 3,0% bis 
3,3% (Baumgartner et al., 2026). 

Die österreichische Verschuldungsstruktur ist 
insgesamt sehr langfristig. Ende Mai 2026 be-
trug die durchschnittliche Restlaufzeit der Fi-
nanzschulden des Bundes 12,15 Jahre. Den-
noch wird, aufgrund der anhaltend hohen 
Neuverschuldung und wegen des Abreifens 
von nominell teils deutlich geringer verzins-
ten Staatsanleihen, die Zinsbelastung in den 
nächsten Jahren kräftig zunehmen.  

2027 steigen die erwarteten Zinsausgaben 
(ESVG-Abgrenzung) des Gesamtstaates 
deutlich auf 10,1 Mrd. € (1,9% des BIP; 2028: 
11,9 Mrd. € bzw. 2,1% des BIP; Abbildung 4). 
2031 dürfte der Zinsendienst bereits 2,5% des 
BIP ausmachen. Die Zinsausgabenquote er-
reicht damit zwar noch lange nicht vergan-
gene Höchststände (1995: 4,0% des BIP), ihr 
Anstieg beschränkt jedoch künftige Budget-
spielräume, um den sozial-, bildungs-, klima- 
und sicherheitspolitischen Herausforderun-
gen zu begegnen. 

4. Entwicklungen im Abgabensystem 

Knapp 72% des Bruttokonsolidierungsvolu-
mens (2027/2031) ergeben sich aus einem 
Anstieg der Einnahmen, was auch damit zu-
sammenhängt, dass die Senkung der Lohn-
nebenkosten im Wesentlichen durch einnah-
menseitige Maßnahmen gegenfinanziert 
wird. Die Konsolidierungsmaßnahmen in 
Form von Steuer- bzw. Abgabenerhöhungen 
werden 2027 auf 1,4 Mrd. € (67,2% des Brut-
tokonsolidierungsvolumens) geschätzt, bis 
2031 sollen sie auf 3,6 Mrd. € (70,1%) steigen.  

Die geplanten Steuer- bzw. Abgabenerhö-
hungen umfassen eine Reihe von breit gefä-
cherten Einzelmaßnahmen, die teilweise 
Dienstgeber:innen, teilweise Dienstneh-
mer:innen betreffen5). Im Bereich der Sozial-
versicherungsbeiträge sind hier insbeson-
dere die Abschaffung der gestaffelten Ar-
beitslosenversicherungsbeiträge für Niedrig-
verdiener:innen, die Wiedereinführung der 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge sowie der 
Beitragspflicht zum Insolvenzentgeltfonds für 
ältere Arbeitskräfte, die außertourliche An-
hebung der Höchstbeitragsgrundlage sowie 
das Einfrieren der Geringfügigkeitsgrenze zu 
nennen. Hinzu kommt die Wiedereinführung 
der FLAF-Beitragspflicht für über 60-jährige 
Arbeitskräfte. Arbeitnehmer:innen werden 
darüber hinaus durch die Abschaffung des 
Home-Office-Pauschales belastet. 

Eine Reihe der steuerlichen Konsolidierungs-
maßnahmen betreffen die Unternehmen: 
die Verlängerung der Bankenabgabe, der 
auf 24% erhöhte Körperschaftsteuersatz für 

 
5)  Vgl. den Beitrag von Benjamin Bittschi und Margit 
Schratzenstaller im Heft 8/2026 der WIFO-Monats-
berichte für einen Überblick. 

Unternehmen mit körperschaftsteuerpflichti-
gen Gewinnen über 1 Mio. €, die Wiederein-
führung des FLAF-Beitrags für über 60-Jäh-
rige, die temporäre Einschränkung des inves-
titionsbedingten Gewinnfreibetrags, die Ein-
führung von Arbeitslosenversicherungsbeiträ-
gen und Beiträgen zum Insolvenzentgelts-
fonds für ältere Arbeitnehmer:innen, Maß-
nahmen zur Betrugsbekämpfung sowie die 
Abschaffung des Arbeitsplatzpauschales. 

Hinzu kommen ökologisch relevante Maß-
nahmen, wie die Steuerpflicht des Sachbe-
zuges bei Elektrofahrzeugen, die Einschrän-
kung klimakontraproduktiver Subventionen 
und ein steuerlicher Ökologisierungsbeitrag, 
sowie die Verlängerung der Agrardieselver-
gütung. 

Schließlich wird die Alkoholsteuer angeho-
ben, und durch die Senkung der pauscha-
len Anschaffungskosten bei Altgrundstücken 
werden die Einnahmen aus der Immobilien-
ertragsteuer erhöht. 

Die Bruttosteuereinnahmen sollen von 
118,3 Mrd. € gemäß Erfolg 2025 auf 
126,6 Mrd. € (2027) bzw. 132,8 Mrd. € (2028) 
zunehmen, die Bruttoabgaben (Bruttosteuer-
einnahmen zuzüglich der Einnahmen aus 
dem Nationalen Emissionszertifikatehandel) 
steigen von 119,7 Mrd. € (2025) auf 
128,9 Mrd. € (2027), 135,1 Mrd. € 2028 und 
sollen 2031 145,6 Mrd. € betragen (Über-
sicht 2). 

2027 und 2028 steigen 
die Pensionsausgaben 
des Bundes um voraus-
sichtlich 3,2% bzw. 3,5% 
gegenüber dem Vorjahr 
und erreichen 2028 
knapp 40 Mrd. € oder 
30,8% der gesamten 
Bundesausgaben. Trotz 
weiterer Reformschritte 
wird die Dynamik der 
Pensionsausgaben nur 
moderat gebremst. 

Die Zinsausgaben des 
Gesamtstaates dürften 
bis 2031 2,5% des BIP 
erreichen. 

Die Bruttosteuereinnah-
men des Bundes steigen 
von 118,3 Mrd. € (2025) 
auf 126,6 Mrd. € (2027) 
und erreichen 2028 
132,8 Mrd. €. 
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Die bei weitem umfangreichste Offensiv-
maßnahme ist mit einem jährlichen erwarte-
ten Entlastungsvolumen von 2 Mrd. € die Re-
duktion der Lohnnebenkosten in Form der 
Senkung des FLAF-Beitrags von 3,7% auf 2,7% 
ab 2028. Die dienstgeberseitigen Lohnne-
benkosten, die sich 2024 auf insgesamt 
50 Mrd. € beliefen, sinken dadurch um 1 Pro-
zentpunkt auf 28,56% der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme. Teilweise befristete und 
primär einnahmenseitige Maßnahmen, die 
Unternehmen, Banken und staatsnahe Un-
ternehmen betreffen, dienen der Gegenfi-
nanzierung des Einnahmenentfalls. 2028 ist 
auch eine Beteiligung von Ländern und Ge-
meinden vorgesehen: Der Abgeltungsbe-
trag an den Familienlastenausgleichsfonds 
wird um etwa 0,6 Mrd. € erhöht; da durch 
den solchermaßen erhöhten Vorwegabzug 
die zur Verteilung an Bund, Länder und 

Gemeinden zur Verfügung stehenden Ein-
nahmen aus den gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben entsprechend gekürzt werden, 
erhalten Länder und Gemeinden im Ausmaß 
ihrer Ertragsanteilsschlüssel (etwa ein Drittel 
der Einnahmen aus den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben) etwa 0,2 Mrd. € weniger 
an Ertragsanteilen. Ob und wie diese Rege-
lung nach Ablauf der aktuellen Finanzaus-
gleichsperiode Ende 2028 fortgeführt wird, 
wird Gegenstand der Verhandlungen über 
den neuen Finanzausgleich ab 2029 sein. 
Außerdem erhalten die Länder vom Bund ei-
nen Investitionszweckzuschuss in der Höhe 
von 166,86 Mio. €, der sich aus Mitteln der 
EU-Aufbau- und -Resilienzfazilität speist. Für 
die Gemeinden wird ein Infrastrukturinvestiti-
onspaket in der Höhe von 30 Mio. € gewährt, 
in dessen Rahmen vor allem Projekte für die 
Energiewende finanziert werden sollen. 

5. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Die im Doppelbudget 2027/28 vorgesehe-
nen zusätzlichen Konsolidierungsmaßnah-
men werden einen Beitrag zur Verringerung 
der laufenden Neuverschuldung leisten und 
den Anstieg der Staatsschuld verlangsamen. 
Dennoch bleiben die Defizite in den nächs-
ten Jahren hoch und die Schuldenquote 
wird 2031 85% des BIP überschreiten. Daher 
müssen über diese kurzfristigen Konsolidie-
rungsmaßnahmen hinaus nun die überfälli-
gen Strukturreformen eingeleitet und umge-
setzt werden. Im Rahmen der Reformpart-
nerschaft sind durch Bund, Länder und Ge-
meinden bis Ende 2026 grundlegende syste-
mische Reformen im Gesundheits- und Bil-
dungswesen sowie in der Verwaltung zu er-
arbeiten. Zudem müssen die bereits ergriffe-
nen Schritte im Bereich des Fördersystems 

durch eine systematische Evaluierung beste-
hender Subventionen sowie die Suche nach 
budgetschonenderen Alternativen ergänzt 
werden. Angesichts des Auslaufens des gel-
tenden Finanzausgleichs Ende 2028 ist eine 
fundamentale Reform der Architektur des Fi-
nanzausgleichs vorzubereiten, die eine Auf-
gabenkritik und -entflechtung sowie die Aus-
weitung der Abgabenautonomie der subna-
tionalen Gebietskörperschaften zu beinhal-
ten hätte. Einzuleiten sind auch weitere Re-
formen im Pensionssystem, einschließlich ei-
ner langfristig angelegten Anhebung des 
gesetzlichen Pensionsantrittsalters. Nicht zu-
letzt gilt es, Möglichkeiten auszuloten, um 
die Budgetspielräume für dringend erforder-
liche Zukunftsinvestitionen zu erweitern. 
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